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(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Lassen Sie uns deshalb gemeinsam alles daran set-
zen, dass die gesetzlichen Mitbestimmungsmöglich-
keiten für Betriebsräte als wesentlicher Grundpfeiler 
einer funktionierenden Sozialpartnerschaft und er-
wiesenermaßen auch als produktivitätssteigernder 
Wettbewerbsfaktor angemessen gewürdigt und un-
terstützt werden.  

Ich danke dem Parlament mit der Verabschiedung 
dieses Antrages für eben diese Unterstützung. – 
Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Danke, Herr Mi-
nister Schmeltzer. – Meine Damen und Herren, die 
Landesregierung hat die ihr zur Verfügung stehende 
Redezeit um eine Minute und neun Sekunden über-
zogen. Sie kennen das Verfahren, dass diese Rede-
zeit im Prinzip den Fraktionen zur Verfügung steht. 
Wird noch einmal das Wort gewünscht? – Das ist 
nicht der Fall. Dann schließe ich die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Die antragstellenden 
Fraktionen von SPD und Bündnis 90/Die Grünen ha-
ben direkte Abstimmung beantragt. So verfahren wir 
dann auch. Wir stimmen ab über den Inhalt des An-
trags Drucksache 16/13317. Wer möchte dem An-
trag zustimmen? – Das sind die Fraktionen von SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und die Piratenfraktion. Wer 
stimmt dagegen? – Das sind die Fraktionen von CDU 
und FDP. Enthält sich ein Kollege der Stimme? – Das 
kann ich nicht erkennen. Dann stelle ich fest, dass 
der Antrag Drucksache 16/13317 mit dem festge-
stellten Abstimmungsverhalten der Fraktionen ange-
nommen ist. 

Ich rufe auf: 

14 Zehntes Gesetz zur Änderung des Flüchtlings-
aufnahmegesetzes  

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/13261 

erste Lesung 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die Lan-
desregierung Herrn Minister Jäger das Wort. Bitte. 

Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales: 
Herzlichen Dank. – Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ende letzten Jahres ha-
ben sich die regierungstragenden Fraktionen mit den 
kommunalen Spitzenverbänden auf eine Systemum-
stellung im Flüchtlingsaufnahmegesetz geeinigt. Wir 
haben den ersten Teil dieser Einigung bereits Anfang 
dieses Jahres umgesetzt.  

Ich will nur erinnern: Wir haben die jährliche Pau-
schale für die Kommunen auf 10.000 € pro Flüchtling 
angehoben, erstmals die Geduldeten in die Erstat-
tungsleistungen mit einbezogen, und wir haben die 
Schwelle für außergewöhnliche Krankheitskosten 
von seinerzeit 70.000 € auf 35.000 € abgesenkt. 

Mit diesem Gesetzentwurf setzen wir nun den zwei-
ten Teil der Vereinbarung um. Das Herzstück ist da-
bei die Umstellung auf eine personen- und monats-
scharfe Abrechnung im Flüchtlingsaufnahmegesetz. 
Das bedeutet ganz konkret, dass die Auszahlung an 
die tatsächliche Zuweisung der Flüchtlinge in die Ge-
meinden gekoppelt wird. Um es auf den Punkt zu 
bringen: Das Geld, also die Pauschale, folgt den 
Köpfen. 

Hinzu kommt eine Dynamisierung dieser Pauschale 
um 4 %, sodass wir pro Monat 866 € je Flüchtling zur 
Verfügung stellen. Auf das ganze Jahr hochgerech-
net bedeutet dies eine Pauschale von 10.400 €. Für 
den Personenkreis der Geduldeten leisten wir diese 
Pauschale auch drei Monate über den Zeitpunkt ei-
nes rechtskräftigen Bescheides hinaus. 

Darüber hinaus haben wir mit den kommunalen Spit-
zenverbänden für 2017 vereinbart, die Angemessen-
heit der Höhe dieser Pauschale durch eine landes-
weite Erhebung der tatsächlichen Unterbringungs-
kosten zu überprüfen. 

Meine Damen und Herren, wir begleiten die Sys-
temumstellung mit einem neuen elektronischen Mel-
desystem. Auf diese Weise wollen wir die Kommu-
nen bei der monatlichen Meldung unterstützen und 
so dafür sorgen, dass die Pauschale auch schnell 
dort ankommt, wo sie gebraucht wird. 

Des Weiteren führen wir eine Regelung zur vorüber-
gehenden Aufschiebung der Zuweisungen von 
Flüchtlingen an Kommunen ein. Auf Antrag einer 
Kommune können Flüchtlinge für die Dauer von bis 
zu acht Wochen noch in einer Landeseinrichtung 
bleiben, wenn wegen unvorhersehbarer Ereignisse 
die kommunale Aufnahmekapazität erschöpft ist. 

Zum anderen verändern wir die Anrechnungsregeln 
für Plätze in Einrichtungen des Landes. Wir senken 
die Werte schrittweise ab, und zwar zum 1. Juli 2017 
und zum 1. Januar 2018. Dies erfolgt im Einverneh-
men – das ist mir wichtig – mit den kommunalen Spit-
zenverbänden. 

Wir wissen, dass die Aufnahme der vielen Geflüchte-
ten im letzten Jahr eine große Herausforderung für 
die Kommunen war, für viele Tausend Menschen, die 
ehrenamtlich geholfen haben, für die Betreuungsver-
bände, für die Kommunalverwalter, aber auch für die 
Bezirksregierung und letztendlich auch für mein Mi-
nisterium.  

Ich will allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die da 
Großartiges geleistet haben, an dieser Stelle noch 
mal meinen herzlichen Dank ausdrücken. 
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(Beifall von der SPD) 

Auch in Zukunft werden wir die Kommunen bei dieser 
Aufgabe unterstützen, und deshalb können wir heute 
mit Fug und Recht sagen, dass wir ein Flüchtlings-
aufnahmegesetz vorgelegt haben, das das kommu-
nalfreundlichste Aufnahmegesetz ist, das wir je hat-
ten. – Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Für die SPD-Fraktion erteile ich 
Herrn Kollegen Dahm das Wort. 

Christian Dahm (SPD): Vielen Dank. – Herr Präsi-
dent! Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen! 
Meine Damen und Herren! Der vor Ihnen liegende 
Gesetzentwurf ist im Wesentlichen das Ergebnis der 
Gespräche, die mit den Kommunen bzw. mit den 
kommunalen Spitzenverbänden bereits vor gut ei-
nem Jahr, noch kurz vor Weihnachten 2015, geführt 
worden sind. 

Wir, die Landesregierung, halten hier unsere Zusa-
gen ein und zeigen einmal mehr, dass wir ein ver-
lässlicher Partner unserer Städte und Gemeinden 
sind. Die Umsetzung der getroffenen Vereinbarung 
ist konsequent und greift die zentralen Erfordernisse 
auf. In erster Linie geht es darum, die Städte und Ge-
meinden bei der Aufnahme von zugewiesenen 
Flüchtlingen finanziell zu entlasten und sie zu befähi-
gen, ihren Aufgaben vollumfänglich nachkommen zu 
können. 

Hier sind wir bereits Anfang 2016 mit ersten Schritten 
vorangegangen. Erwähnen will ich die Berücksichti-
gung der Erstattungsleistung, die Absenkung der 
Schwelle für außergewöhnliche Krankheitskosten 
von 70.000 € auf 35.000 € und die Erhöhung der 
Pauschale – der Minister hat es eben kurz angeris-
sen. Die Systemumstellung – auch das hat er er-
wähnt – auf ein elektronisches Meldesystem eröffnet 
uns nun die Möglichkeit, die Zuweisungspauschale 
an den Istzahlen zu orientieren. 

Jede Kommune erhält zukünftig für jeden einzelnen 
Flüchtling eine festgelegte Zuwendung. Der Vorteil 
gegenüber der bisherigen Verteilung liegt hierbei klar 
auf der Hand. Jeder Cent fließt genau dorthin, wo er 
gebraucht wird, sodass auch einer zukünftigen Un-
gleichbehandlung entgegengewirkt wird. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Der gesamte Prozess wird darüber hinaus durch das 
neue Meldesystem übersichtlicher gestaltet, und die 
Kommunen bekommen ein praktikables System an 
die Hand. 

Mit der 4%igen Erhöhung der Pauschale wird der 
Handlungsspielraum für die Städte und Gemeinden 
noch mal vergrößert. 866 € pro Monat, 10.400 € im 

Jahr, die dazu befähigen sollen, eine adäquate Un-
terbringung und eine auskömmliche Versorgung ge-
flüchteter Menschen sicherzustellen, sind eine gute 
und notwendige Investition, wie ich finde. 

Die gleichen Zuwendungen bekommen geduldete 
Personen, also Menschen, die nicht dauerhaft bei 
uns bleiben werden, für drei weitere Monate nach 
Vorliegen eines rechtskräftigen Bescheides. Diese 
Menschen sind bisher nicht berücksichtigt worden. 
Das zeigt einmal mehr, dass wir hier ein verlässlicher 
Partner der Kommunen sind und diese nicht im Stich 
lassen.  

Um Handlungsspielraum geht es auch bei der neuen 
Regelung zum vorübergehenden Zuweisungsstopp. 
Unvorhergesehene Ereignisse etwa bei der Schaf-
fung neuer Aufnahmekapazitäten können praktische 
Schwierigkeiten mit sich bringen. Um hier den Druck 
von den Akteuren vor Ort zu nehmen, besteht künftig 
die Möglichkeit zur vorübergehenden Aufschiebung 
der Zuweisung für die Dauer von maximal acht Wo-
chen.  

Ähnlich wie die Pro-Kopf-Zuweisung trägt auch die 
Absenkung der Anrechnungsregelung dem Gerech-
tigkeitsgedanken Rechnung. Nachdem in der Ver-
gangenheit diejenigen belohnt wurden, auf deren 
Gebiet Landeseinrichtungen geschaffen wurden, als 
der Handlungsdruck groß war, geht es jetzt darum, 
Schritt für Schritt zu einer Gleichverteilung der Mittel 
zu kommen. Dies geschieht in zwei Stufen: ab dem 
1. Januar 2017 und ab dem 1. Januar 2018.  

Ich will an dieser Stelle erwähnen, auch das war eine 
Forderung aus den Kommunen und insbesondere 
eine Forderung der kommunalen Spitzenverbände. 
Das ist nach unserer Auffassung planbar. Das ist ge-
recht. 

2017 – das ist mit den kommunalen Spitzenverbän-
den vereinbart – kommen die Unterstützungsleistun-
gen aus diesem Grund erneut auf den Prüfstand. 
Durch die Überprüfung der angefallenen Unterbrin-
gungskosten kann ein Vergleich zur Höhe der Pro-
Kopf-Pauschale gezogen und gegebenenfalls eine 
Anpassung vorgenommen werden. 

Meine Damen und Herren, mit dem vorliegenden Ge-
setzentwurf der Landesregierung steht die Landesre-
gierung zu ihren Zusagen. Die darin enthaltenen 
Ausführungen sind das Ergebnis eines engen Dia-
logs mit den Spitzenverbänden. Und genau hier zeigt 
sich ein roter Faden unserer Regierungskoalition. 

Die Landespolitik steht hier als verlässlicher Partner 
an der Seite der Kommunen. Es wird nicht über die 
Köpfe der Beteiligten hinweg manövriert, sondern 
unter Einbeziehung der betroffenen Städte und Ge-
meinden. Das ist uns ganz besonders wichtig. 

Die Kommunen bekommen ein gerechtes, ein über-
sichtliches Verteilungssystem an die Hand. Ihre 
Handlungsfähigkeit wird gestärkt und die Haushalte 
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weiter entlastet. Damit fügen sich die Maßnahmen 
stimmig in unsere kommunalfreundliche Politik der 
vergangenen sechs Jahre ein.  

Gleichwohl wird deutlich, dass die Städte und Ge-
meinden in Nordrhein-Westfalen mit ihren Aufgaben 
auch in Zukunft nicht alleingelassen werden. 
Schlussendlich kommt hier auch der Respekt gegen-
über den enormen Leistungen zum Ausdruck, die im 
Zuge der großen Flüchtlingsbewegung landesweit 
erbracht wurden.  

Ich freue mich auf die weitere Beratung in unseren 
Ausschüssen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Dahm. – Für die CDU-Fraktion erteile 
ich Frau Kollegin Thönnissen das Wort.  

Ulla Thönnissen (CDU): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Lieber Herr Dahm, mir 
drängte sich gerade der Eindruck auf, dass wir von 
Gerechtigkeit und Fairness eventuell unterschiedli-
che Auffassungen haben. Aber dazu komme ich 
gleich noch. 

Für die Aufnahme, die Unterbringung und Versor-
gung von Asylbewerbern erhalten die Kommunen 
vom Land auch künftig eine pauschale Kostenerstat-
tung nach Maßgabe des Flüchtlingsaufnahmegeset-
zes. Der Entwurf dieses 10. Gesetzes zur Änderung 
des Flüchtlingsaufnahmegesetzes hat im Vergleich 
zu den letzten Entwürfen eine positive Entwicklung 
genommen, sicherlich auch durch die kritische Be-
gleitung durch die CDU-Fraktion,  

(Minister Ralf Jäger: Nur dadurch!) 

die hier maßgeblich zur Verbesserung im Sinne der 
Kommunen beigetragen hat. Herr Innenminister, ich 
freue mich, dass Sie das auch so sehen.  

(Michael Hübner [SPD]: Wer hat das denn auf-
geschrieben?) 

Ja, es gab Verbesserungen beim FlüAG. Aber ge-
recht, auskömmlich und fair ist es immer noch nicht. 
Bislang erfolgte die Auszahlung der FlüAG-Pau-
schale lediglich auf Basis einer fiktiven Quote. Nun 
soll es mit dem FlüAG 2017 die Systemumstellung 
hin zu einer tatsächlichen FlüAG-Pauschale je 
Flüchtling und Monat geben.  

Aber es gibt weiterhin Mängel, zum Beispiel erstens 
die tatsächliche Monatspauschale von 866 € – Sie 
haben sie angesprochen – je Flüchtling je Monat. Ob 
dieser Wert auskömmlich ist, ist nie überprüft wor-
den. Ein neues Gutachten der Universität Leipzig 
zeigt für Sachsen auf, dass die tatsächlichen Kosten 
höher sind. Die tatsächlichen Kosten sind auch in 
Nordrhein-Westfalen höher. Und für die Kommunen 

ist es schlimm bis dramatisch, dass die entsprechen-
den Daten, die noch nicht erhoben sind, erst im Som-
mer 2017 vorliegen sollen und die tatsächlichen Auf-
wendungen auch dann erst beziffert werden können. 

Herr Minister, Sie haben eben gesagt, das Geld folgt 
den Köpfen. Das ist eine Aussage. Es fragt sich nur: 
Wann folgt das Geld den Köpfen? Auch Herr Dahm 
hat gesagt:  

(Norwich Rüße [GRÜNE]: Sie müssen aner-
kennen, dass wir jede Menge machen!) 

Wir werden zukünftig … Wann ist das genau? 

Zweiter Kritikpunkt: Das neue FlüAG ist nicht viel 
mehr als im Wesentlichen die Weiterleitung von Bun-
desmitteln. Der Bund zahlt 670 € pro Flüchtling pro 
Monat und damit dreiviertel der Pauschale für die 
Kommunen. Der Anteil der Landesmittel an der 
Flüchtlingskostenpauschale liegt mit 196 € bei nicht 
einmal 25 %. Das Land zieht sich also zum Teil aus 
der Flüchtlingskostenerstattung zurück.  

Punkt drei: Es bleibt dabei, dass die Landeserstat-
tung nicht den realen finanziellen Herausforderungen 
der Städte und Gemeinden durch die Flüchtlingszah-
len gerecht wird.  

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Frau Kollegin, 
entschuldigen Sie. Würden Sie eine Zwischenfrage 
von Herrn Kollegen Hübner zulassen? 

Ulla Thönnissen (CDU): Gerne am Ende, jetzt lieber 
nicht. 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Dann kommen 
wir gleich darauf zurück. 

Ulla Thönnissen (CDU): Die Kommunen bleiben auf 
einem erheblichen Anteil ihrer Kosten für die Unter-
bringung und Versorgung von Asylsuchenden sitzen.  

(Norwich Rüße [GRÜNE]: Das wissen Sie 
doch gar nicht!) 

Die CDU-Fraktion hat mit dem Modell einer nachge-
lagerten Spitzabrechnung ein faires Modell vorge-
schlagen,  

(Beifall von der CDU) 

das die Kommunen entsprechend der realen Belas-
tung unterstützt. Dann wäre es fair. Es gibt keine Be-
rücksichtigung der Gruppe der bestandskräftig abge-
lehnten geduldeten Ausländer im Rahmen der pau-
schalen Finanzzuweisungen.  

Punkt vier: Die Pauschalerstattung des Landes igno-
riert demnach auch die 45.000 Geduldeten in Nord-
rhein-Westfalen, für die eben das Land nicht zahlt, 
sondern nur für künftig Geduldete für drei Monate. 
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Der fünfte Kritikpunkt: Der Bund stellt den Ländern 
insgesamt 2 Milliarden € für 2016, 2017 und 2018 für 
Integrationsmaßnahmen zur Verfügung. NRW erhält 
davon 434 Millionen € pro Jahr. Diese Mittel des Bun-
des müssen den Kommunen aber auch unmittelbar 
und sofort zur Verfügung gestellt werden und dürfen 
nicht erst einmal im Landeshaushalt versickern. 

(Beifall von der CDU) 

Andere Bundesländer wie Bayern oder Baden-Würt-
temberg entlasten ihre Kommunen bereits seit Jah-
ren auch bei der Unterbringung und Integration von 
anerkannten Asylbewerbern. 

Meine Damen und Herren, Sie sehen: Das FlüAG ist 
nur dank der Bundeszahlungen, die, wie ich vorhin 
schon ausgeführt habe, 75 % der Leistungen ausma-
chen, besser als in den Vorjahren. Aber es ist immer 
noch nicht gerecht und vor allen Dingen – und das ist 
der entscheidende Punkt – für die Kommunen wei-
terhin nicht auskömmlich. 

Ich freue mich deshalb auf eine intensive und vertie-
fende Diskussion im Kommunalausschuss und be-
danke mich bis hierhin für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Thönnissen. – Jetzt nehmen wir, wie 
Sie ja gesagt hatten, die Frage von Herrn Kollegen 
Hübner noch auf. Bitte.  

Michael Hübner (SPD): Frau Thönnissen, es ist sehr 
nett, dass Sie die Frage zulassen. – Wir stellen ja 
rund 4,5 Milliarden €, davon 2 Milliarden € über das 
FlüAG, den Städten und Gemeinden im Land Nord-
rhein-Westfalen zur Verfügung. Sie haben gerade 
ausgeführt, dass wir nur einen kleinen Teil der Bun-
desmittel kofinanzieren würden – so will ich das ein-
mal verstanden wissen – und dass wir nur einen 
ganz kleinen Teil drauflegen. 

Ist Ihnen erstens bewusst, dass wir – anders als der 
Bund – zwölf Monate als Basis haben? Und ist Ihnen 
zweitens bewusst, dass, wenn wir alles zusammen-
rechnen, was der Bund in dem Bereich übernimmt, 
im Ergebnis 4,5 Milliarden € der knapp 1 Milliarde €, 
die der Bund übernimmt, gegenüberstehen würden? 

Ulla Thönnissen (CDU): Herr Hübner, wenn Sie mir 
richtig zugehört hätten, dann hätten Sie auch mitbe-
kommen, dass ich über den prozentualen Anteil ge-
sprochen habe. Ich glaube, da trifft meine Angabe zu. 
Auch wenn Sie das nicht wahrhaben wollen: Es ist 
so. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Thönnissen. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen erteile ich Frau Kollegin Düker das 
Wort. 

Monika Düker (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Frau 
Kollegin Thönnissen, Sie müssen jetzt ganz stark 
sein; denn ich muss Sie leider enttäuschen. Dieses 
Gesetz hat nichts, aber auch gar nichts mit den zahl-
reichen CDU-Anträgen aus der Vergangenheit zu 
tun, sondern schlicht und einfach damit, dass wir mit 
diesem Gesetz die zweite Stufe der Vereinbarung mit 
den kommunalen Spitzenverbänden umsetzen. Da 
zeigen wir uns – im Gegensatz zu Ihnen – vertrags-
treu. Das will ich auch gleich ausführen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Denn die Vereinbarung mit den kommunalen Spit-
zenverbänden beruhte auf einer Dreistufigkeit. 

In der ersten Stufe haben wir das sogenannte Über-
gangsjahr 2016 geregelt, in dem wir ja noch keine 
Systemumstellung vornehmen konnten, und zwar 
mit Zustimmung der kommunalen Spitzenverbände. 
Ich sage es nur noch einmal rückwirkend: Es ging um 
die 10.000 € mit den Problemen der Verwerfungen, 
die wir auch immer wieder diskutiert haben. 

Jetzt sind wir aber in der zweiten Stufe. Auch diese 
Umstellung auf eine Monatspauschale wurde genau 
so mit den kommunalen Spitzenverbänden verein-
bar. 

Liebe Frau Kollegin, ausdrücklich wollten alle drei 
kommunalen Spitzenverbände nicht das, was Sie 
wollen, nämlich eine nachgelagerte Spitzabrech-
nung. Vielmehr war die Vereinbarung von Monats-
pauschalen ausdrücklich im Sinne der Städte und 
Gemeinden. Genau so machen wir es jetzt auch. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Ich hatte gerade noch ein Gespräch mit Verwaltungs-
beamten aus meinem Wahlkreis genau dazu. Die 
Frage, wie viel ein Flüchtling kostet – Sie müssen 
einmal mit den Praktikern reden –, ist für eine Ge-
meinde nicht einfach zu beantworten. Wie berechnen 
Sie denn zum Beispiel den Verwaltungskostenanteil 
eines Mitarbeiters im Sozialamt oder den Verwal-
tungskostenanteil eines Mitarbeiters im Wohnungs-
amt? Im Grunde ist ja die gesamte Kommunalverwal-
tung mit der Unterbringung und Versorgung von 
Flüchtlingen beschäftigt. 

Deswegen ist hier auch im Sinne der Kommunen 
eine nachgelagerte Spitzabrechnung ein Bürokratie-
monster, das außer Ihnen niemand haben will. Des-
wegen werden wir weiter an dieser pauschalen Er-
stattung festhalten. 

Jetzt kommt die dritte Stufe. Auch das ist vereinbart. 
Insofern müssen Sie das hier nicht immer wieder als 
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Forderung vortragen. Die Frage, wie wir denn die re-
alen Kosten ermitteln, war auch Gegenstand dieser 
Vereinbarung. Das haben wir auch mehrfach vorge-
tragen. Die Vereinbarung können Sie auch im Inter-
net nachlesen. Vielleicht schauen Sie einmal hinein. 

Wir brauchen ja endlich eine reale Aufstellung der Ist-
kosten, weil angesichts dieser Probleme jede Stadt 
sagt, sie koste ein Flüchtling etwas anderes. Das ist 
wahrscheinlich auch richtig, weil überall unterschied-
liche Kosten anfallen. Aber am Ende – bis jetzt ist mir 
das noch nicht vorgetragen worden – hat keiner eine 
Systematik entwickelt, wie wir diese Kosten tatsäch-
lich erfassen können. Das ist nämlich im Detail 
schwieriger, als man denkt. 

Insofern fahren wir mit der Vereinbarung in dieser 
zweiten Stufe erst einmal sehr fair und gut mit den 
Kommunen, indem wir sagen: Wir machen diese 
Pauschale. 

Es wird auch – das ist ebenfalls vereinbart worden – 
eine dynamisierte Erhöhung geben. Eine dynami-
sierte Erhöhung ist bei der Bundespauschale – das 
sei nur einmal am Rande erwähnt –, bei dem, was 
wir vom Bund bekommen, nicht vereinbart worden. 
Auch hier zeigen wir uns den Kommunen gegenüber 
fair. 

Was regeln wir jetzt mit diesem Gesetz noch an Din-
gen, die sich im System in der Vergangenheit als 
nicht praktikabel erwiesen haben? 

Die Pauschale habe ich genannt. Damit folgt jetzt das 
Geld auch den Geflüchteten an die Kommune, und 
wir haben nicht mehr die Trennung in einerseits die 
Zahlung der FlüAG-Pauschale und andererseits die 
Zuweisung der Flüchtlinge. 

Wir haben endlich eine vernünftige Regelung, wie in 
Extremsituationen die sogenannten Dispense erteilt 
werden. Auch das ist in der Vergangenheit nicht gut 
gelaufen. Das heißt: Wenn zur Vermeidung von Ob-
dachlosigkeit mal ein Zuweisungsstopp erfolgen 
muss, gibt es auch hierfür jetzt verbindliche Regelun-
gen.  

Wir haben auch eine faire Anrechnungsregelung mit 
den Kommunen gefunden, die auch dem Aufwand 
entspricht, den sie für Landeseinrichtungen haben. 
Damit haben wir den Anreiz, den wir ja auch haben 
wollen, um eine Landeseinrichtung auf einem Ge-
meindegebiet betreiben zu können, erhalten. Es wird 
also einen Ausgleich geben, aber keinen so starken 
Ausgleich mehr, dass es zu diesen Verzerrungen zu-
lasten anderer Gemeinden kommt. 

Das sind Dinge, die wir hier in dem Gesetz in Verein-
barung mit den Spitzenverbänden genau so umset-
zen. 

Zur Frage der Bundesbeteiligung auch noch eine An-
merkung: Der Bund übernimmt derzeit nachgewiese-
nermaßen 20 % der Kosten für die Unterbringung 

von Flüchtlingen. Mit der Integrationspauschale in 
Höhe der vereinbarten 2 Milliarden €, die jetzt hinzu-
kommt, sind es 30 %. Sie können nicht ernsthaft sa-
gen, dass dies eine faire Kostenverteilung zwischen 
Bund, Ländern und Gemeinden ist. Auch da bleiben 
wir dran und werden mehr fordern; denn das ist von-
seiten des Bundes immer noch nichts Faires, auch 
wenn Sie es hier so darstellen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Düker. – Für die FDP-Fraktion spricht 
Herr Kollege Dr. Stamp. 

Dr. Joachim Stamp (FDP): Vielen Dank. – Herr Prä-
sident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
monatsscharfen Flüchtlingspauschalen entsprechen 
genau unserer Forderung des vergangenen Jahres. 
Besonders positiv auf die Finanzkraft der Kommunen 
wirken sie jedoch bei steigenden und nicht bei fallen-
den Flüchtlingszahlen. Deswegen muss ich ganz 
ehrlich sagen: Ich hätte mich sehr gefreut – darüber 
hätten sich auch die Kommunen in Nordrhein-West-
falen sehr gefreut, glaube ich –, wenn wir das für 
2016 bekommen hätten und nicht erst jetzt. 

Frau Düker, Sie haben gerade gesagt, Sie hätten das 
im letzten Jahr nicht gekonnt. Ich glaube, da hat der 
Herr Kann-Nicht auch in der Will-Nicht-Straße ge-
wohnt. Ich habe nicht den Eindruck, dass das hier 
wirklich der Fall gewesen ist. Sie hätten gekonnt, 
wenn Sie wirklich gewollt hätten. 

(Beifall von der FDP) 

Meine Damen und Herren, wir werden über das Ge-
setz im Einzelnen im Ausschuss diskutieren müs-
sen. Wir werden vor allem aber auch darüber disku-
tieren müssen, wie sich die Anreize für Landesein-
richtungen langfristig gestalten sollen. Wenn die An-
rechnung jetzt bei den Erstaufnahmeeinrichtungen 
schrittweise von 1,3 auf 0,7 und bei den zentralen 
Unterkünften von 1,0 auf 0,5 zurückgeht, dann 
bringt das nicht viel Vertrauen für Kommunen, die 
auch ein bisschen langfristiger planen möchten und 
auch, was die Einrichtungen angeht, langfristiger 
planen wollen. 

Insofern bin ich mir nicht sicher, ob das hier die rich-
tigen Anreize setzt. Das werden wir im Ausschuss 
dann in aller Ruhe mit Ihnen erörtern. Insofern sind 
wir gespannt, wie sich die Fachberatung dort gestal-
ten wird. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Dr. Stamp. – Für die Piratenfraktion 
spricht Herr Kollege Herrmann. 
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Frank Herrmann (PIRATEN): Vielen Dank. – Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe 
Zuschauer im Saal und im Stream! Ich mache es 
heute etwas kürzer. Herr Kollege Stamp, wir begrü-
ßen auf jeden Fall, dass die Anrechnungsregeln ab-
geschmolzen werden; denn durch die Vielzahl der 
Landesunterbringungen hat es in diesem Jahr doch 
gehörige Schieflagen gegeben. Insofern ist da eine 
Korrektur sicherlich angebracht. 

Von Standards für die Unterbringung und die Versor-
gung ist in diesem Gesetzentwurf weiterhin nichts zu 
sehen. Das Meldeverfahren und das beschriebene 
Meldesystem werden wir uns natürlich ganz genau 
ansehen, ebenso den erwähnten Mehraufwand für 
die Kommunen. 

Herr Minister Jäger hat es eingangs gesagt, und die 
Kollegen Dahm und Düker haben auch darauf hinge-
wiesen: Ende letzten Jahres ist dieser Systemwech-
sel beschlossen worden. Warum kommt der Gesetz-
entwurf dann erst jetzt? 

Zur Beratung benötigen wir jetzt natürlich die Rück-
kopplung mit den Kommunen darüber, ob das, was 
da vor einem Jahr vereinbart wurde, auch im Gesetz 
steht. Eine Anhörung ist bereits vereinbart. Aber die 
Zeit für eine ordentliche Befassung steht kaum zur 
Verfügung; denn ab dem 1. Januar 2017 soll dieses 
Gesetz schon gelten. Das ist kein verantwortungsvol-
les Regierungshandeln. 

Herr Kollege Dahm hat eben gesagt, das wäre alles 
schon abgesprochen. Aber dann braucht es uns ja 
nicht. Wir werden uns noch ganz genau anschauen, 
ob wir als Parlament hier wirklich überflüssig sind und 
Sie mit den Betroffenen tatsächlich schon alles aus-
baldowert haben. 

Ich stelle fest: Die Verwaltung wird nicht darauf ein-
gerichtet sein, dass das Gesetz eventuell nicht ver-
abschiedet wird. Sie werden das also durchziehen. 
Das kritisieren wir als Erstes, den Rest dann in der 
Anhörung. Der Überweisung an den Ausschuss stim-
men wir deswegen natürlich zu. – Danke für die Auf-
merksamkeit. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Danke, Herr 
Kollege Herrmann. – Meine Kolleginnen und Kolle-
gen, weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. 
Deshalb schließe ich die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs Druck-
sache 16/13261 an den Innenausschuss – feder-
führend – sowie an den Ausschuss für Kommunal-
politik. Wer ist für diese Überweisungsempfeh-
lung? – Gibt es Gegenstimmen? – Enthaltungen? – 
Das ist nicht der Fall. Damit ist die Überweisungs-
empfehlung einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf: 

15 Gesetz zur Stärkung der kommunalen Selbst-
verwaltung 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 16/12363 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Kommunalpolitik 
Drucksache 16/13334 – Neudruck 

zweite Lesung 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die SPD-
Fraktion als erster Rednerin Frau Kollegin Steinmann 
das Wort. Bitte schön. 

Lisa Steinmann (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Verehrte Abgeordnete und Kollegen! Nahezu 
zwei Jahre lang hat sich die Ehrenamtskommission 
der Aufgabe gestellt, das kommunale Ehrenamt zu 
stärken – einer Aufgabe, der ich mich als Vorsitzende 
gerne und mit Hingabe gewidmet habe. 

Zu den Grundpfeilern unseres demokratischen Ver-
ständnisses gehört auch die Abbildung einer pluralen 
Gesellschaft. Diese sollte sich nicht nur hier in unse-
ren eigenen Reihen widerspiegeln, sondern – und 
das ist besonders wichtig – auch vor Ort in den Be-
zirksvertretungen, in den Räten und in den Kreista-
gen sichtbar werden.  

Unsere Gesellschaft ist vielfältig und soll es auch 
bleiben. Gerade in diesen Tagen, in denen Men-
schen andere Menschen aufgrund ihres Aussehens, 
ihres Geschlechts, ihrer sexuellen Orientierung oder 
anderer Merkmale ausgrenzen, ist es wichtiger denn 
je, alle Menschen mitzunehmen und sie zu begeis-
tern, sich zu engagieren. Unser Ziel ist es, dass auch 
kommunale Räte die Vielfalt der Gesellschaft breit 
gefächert und repräsentativ abbilden. 

(Unruhe von der CDU) 

– Vielleicht kann ich der Diskussion da oben noch ein 
bisschen mehr Aufmerksamkeit abgewinnen. – Vie-
len Dank. 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: In der Tat, Frau 
Kollegin; das möchte ich sehr unterstützen. – Meine 
Damen und Herren, ich darf doch sehr herzlich bitten, 
dringende Gespräche, wenn sie geführt werden 
müssen, außerhalb des Plenarsaals zu führen. 

Lisa Steinmann (SPD): Als Kölner ist man immer 
geneigt, mitzudiskutieren. 
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